
Prof. Dr. Steinberg, Minister für Umwelt, Naturschutz, 
Energie und Reaktorsicherheit:

Wir haben mit dem Problem der Waldschäden, wie mit vielen 
anderen auch, zu kämpfen. Die Waldschäden stiegen in der DDR 
von 1987 bis 1989 von 32 auf 54 Prozent, gestaffelt nach verschie­
denen Baumarten. Der Schadensanteil bei Kiefer ist 62 Prozent, 
bei Eiche 53 Prozent, bei Fichte 45 Prozent, bei Buche ca. 29 Pro­
zent.

Die Schäden werden im wesentlichen durch die industrielle 
Tätigkeit und anderes verursacht. Generell sind drastische Ein­
schränkungen der Immissionen erforderlich. Entsprechende 
Maßnahmen sind eingeleitet. Das heißt konkret Verminderung 
der Schwefeldioxidbelastung durch Reduzierung des Einsatzes 
von Braunkohle zur Primärenergiegewinnung, Ausrüstung der 
kohleverarbeitenden Betriebe mit einer entsprechenden Ent­
schwefelungstechnik, Verminderung der Stickoxidbelastung 
durch Einsatz von Katalysator-Abgasanlagen, Verminderung 
der Ammoniakbelastung, z. B. durch Großviehhaltung, wovon 
eben schon die Rede war.

Es kann eine aktuelle Entlastung sicherlich durch Düngung 
mit dolomitischem Kalk erreicht werden, um der Versauerung 
vor allen Dingen in den Mittelgebirgen entgegenzuwirken, und 
es gibt auch Düngungsmaßnahmen auf Grund der entstandenen 
Nährstoffdisharmonien im Boden, die vor allen Dingen im Tief­
land uns doch Erfolg verheißen.

.✓  Wir wollen längerfristig folgende Maßnahmen anstreben: Um­
bau der Wald-Öko-Systeme, indem also gesündere Bestände, 
Laubholzbestände, Mischwald, angebaut werden. Der Wildbe­
stand muß reduziert werden, der durch Fremdstoffeintrag und 
dadurch ein besseres Äsungsangebot, vor allen Dingen in den 
Staatsjagdgebieten, sehr stark zugenommen hatte, und es muß 
ein hohes Niveau waldpflegerischer Maßnahmen zur Vermei­
dung von Schädlingsbefall und auch zur schnellen Bruchholzbe­
seitigung organisiert werden.

PräsidentinDr. Bergmann-Pohl:

Danke, Herr Minister. Ich rufe nun die Frage 45 auf, den Abge­
ordneten Dr. Ernst Dörfler, Bündnis 90/Grüne. - Sie hatten eine 
Anfrage?

(Dr. Brecht: Eine Nachfrage.)

Dr. Brecht (SPD):

Herr Minister! Halten Sie Forschungsvorhaben zur Züchtung 
?n rauchgasresistenteren Arten für ein geeignetes Mittel, um 

''•den Waldbestand zu sichern?

Prof. Dr, Steinberg, Minister für Umwelt, Naturschutz, 
Energie und Reaktorsicherheit:

Es ist sicherlich ein erforderliches Mittel, aber es verstößt ei­
gentlich gegen das Verursacherprinzip. Wir fangen ja mit sol­
chen Züchtungsmaßnahmen wieder an, im Nachhinein reparie­
ren zu wollen. Das müssen wir natürlich auch tun. Zunächst 
müssen wir aber die Ursache beseitigen.

(Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich bitte nun den Abgeordneten Dr. Dörfler, seine Frage zu 
stellen.

Dr. Dörfler (Bündnis 90/Grüne):

Herr Minister Steinberg! In Beantwortung meiner Anfrage 
Nr. 18 in der 11. Tagung der Volkskammer teilten Sie mit, daß für

das Kernkraftwerk Stendal bisher 4,7 Mrd. M ausgegeben wur­
den. Ihr Staatssekretär für Energie und Reaktorsicherheit, Dr. 
Pautz, teilte dem Umweltausschuß dagegen am 23. 5. mit, daß in 
Stendal bereits 19,1 Mrd. M verbaut wurden. Wie ist diese erheb­
liche Differenz zu erklären?

Prof. Dr. Steinberg, Minister für Umwelt, Naturschutz, 
Energie und Reaktorsicherheit:

Die Zahl, die ich vergangene Woche hier genannt habe, ist kor­
rekt. In Stendal sind bisher 4,7 Mrd. M verbaut worden. Die Zahl, 
die Herr Pautz im Ausschuß genannt hat, bezieht sich auf den 
bisherigen Gesamtinvestaufwand für die Blöcke 5 bis 8 in Greifs­
wald plus für die Blöcke 1 und 2 in Stendal. Es handelt sich hier 
um ein Mißverständnis seitens meines Staatssekretärs. Ich bitte, 
das zu entschuldigen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Danke, Herr Minister. Ich rufe nun die Frage 47 auf, von der 
SPD Herrn Dr. Matterne.

Dr. Matterne (SPD):

Herr Minister! Landesweit existiert bei uns in der DDR eine 
große Zahl von Mülldeponien, die, auch nach dem bisherigen 
DDR-Gesetz, meist fahrlässig und unsachgemäß behandelt wur­
den. Dazu zählen auch zahlreiche Schadstoffdeponien. Soweit 
bekannt, wird durch die Rechtsträger bisher kaum Anstalt ge­
macht, eine Verbesserung zu erreichen. Ich frage Sie hiermit: 
Welche Sofortmaßnahmen, Erfassungen, Verordnungen, Aufla­
gen und Sanktionen werden in Betracht gezogen? Wir müssen 
annehmen, daß ohne gesetzgeberischen Druck die Dinge sich 
kaum zum Besseren klären werden.

Prof. Dr. Steinberg, Minister für Umwelt, Naturschutz, 
Energie und Reaktorsicherheit:

Ich stimme Ihnen zu, Herr Abgeordneter Dr. Matterne. In der 
DDR gibt es eine große Anzahl von geordneten und vor allen 
Dingen eine noch größere Anzahl von ungeordneten Deponien, 
11200 für Hausmüll- und Siedlungsabfall, davon gelten nur etwa 
120 als geordnete Deponien. Für die Deponie industrieller Abfäl­
le gibt es 2 000 Standorte, davon sind 600 für schadstoffhaltige 
Abfälle und 6 für Giftstoffe als Sonderdeponien gegenwärtig be­
nutzt. Diese Deponien erfüllen - bis auf wenige Ausnahmen - 
nicht die Sicherheitsanforderungen und sind technisch unzurei­
chend ausgestattet. Eine vollständige Übersicht liegt bis heute 
noch nicht vor. Es müssen trotzdem neben der Analyse und Er­
fassung der entsprechenden Standorte Sofortmaßnahmen ein­
geleitet werden. Wir wollen in dem heute nachmittag zu behan­
delnden und einzubringenden Umweltrahmengesetz auch die 
abfallrechtlichen Regelungen der Bundesrepublik übernehmen.

Das heißt, ab Inkrafttreten dieses Gesetzes - und ich hoffe, es 
wird parallel zum Staatsvertrag möglich sein -, wird dann ab 1. 
Oktober 1990 die Technische Anleitung Abfall in Kraft treten.

Wir bereiten darüber hinaus in meinem Haus Rechtsvorschrif­
ten für den Bereich der Verpackungen vor. Als Modellfall stellen 
wir uns vor, daß für das Land Mecklenburg zunächst ein mit dem 
Bundesumweltministerium erarbeitetes Entsorgungsmodell er­
arbeitetwerden soll. Es kommen als Entsorgungseinrichtungen, ja 
Deponien und Verbrennungsanlagen in Frage. Die Errichtung 
und das Betreiben derartiger Entsorgungseinrichtungen wird 
nach den gesetzlichen Vorschriften der TA Abfall dann zu machen 
sein und auch die entsprechenden Genehmigungsverfahren.

Dr. Matterne (SPD):

Danke. Eine ganz kurze Nachfrage sei gestattet? 

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Bitte.)
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